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Gesiern Dresden, 
heute Aleppo, 
morgen Köln? 
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Zerbombte Städte, menschliches Leid, Weltordnung gerettet! 


Wer die Zeichen der Zeit nicht erkennt, kann nur mit 
Blindheit geschlagen sein: 


»Die Bevölkerung wird angehalten, ei- 
nen individuellen Vorrat an Lebensmit- 
teln für einen Zeitraum von zehn Tagen 
vorzuhalten«, damit sie sich im Kata- 
strophenfall »oder bei einem Angriff« 
vorübergehend selbst versorgen könne. 
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Das offene Wort 


Die Türken vor Wien! 


Dieser legendäre Schreckens- 
ruf ging durch die Lande, als 
die Osmanen Wien im Jahre 
1529 erstmals und 1683 zum 
zweiten Mal belagerten. 


An diesen Ruf — nur etwas 
aktualisiert - muß man unwill- 
kürlich denken, wenn man die 
nachfolgende Meldung liest: 


Die Türken in Wien! 


»Um den Militärputsch in der 
Türkei ranken sich viele Fra- 
gen — um die türkischen De- 
monstrationen in Wien auch: 


[...] Bereits kurz vor Mitter- 
nacht trafen vor der türkischen 
Botschaft in Wien die ersten 
Demonstranten ein, danach 
setzte sich laut Zeitungsmel- 
dungen ein Demonstrations- 
zug in der Stärke von 4.000 
Leuten von der Prinz-Eugen- 
Straße Richtung Innere Stadt 
in Bewegung. 

Militärisch gesehen bedeutet 
dies, daß innerhalb von gut 
einer Stunde eine Menschen- 
menge vom Umfang einer 
ganzen Brigade mobilisiert 
worden ist — und das an ei- 
nem Freitagabend.« 


Da ist also eine ausländische 
Macht, die in der Lage ist, in 
wenigen Stunden 4.000 auf- 
geheizte Protestler um Mitter- 
nacht in Wien auf die Straße 
zu bringen, und mit etwas 
längerer Vorbereitung in Köln 
fast 40.000 — noch ohne Ge- 
walttaten. Aber was passiert 
morgen? 

Ist diese Frage mit ein Grund 
für die Hektik der Regieren- 
den, die »Notvorsorge« und 
den Bundeswehreinsatz im 
Innern zu organisieren? 


»Butter bei die Fische!« 
sagt man in Norddeutsch- 
land. Das heißt: Raus mit 
der Wahrheit, ihr Regieren- 
den!, fordert 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Nur reine Panikmache? 


Die  Bundesregie- "i 
rung macht sich 
Gedanken um den 
Ernstfall. Endlich, 
sollte man meinen, 
aber warum gerade 
jetzt? 

Eine direkte Antwort 
auf diese Frage fin- 
det sich in der vom 
Innenminister vor- 
gestellten »Konzep- 
tion Zivile Verteidi- 
gung (KZV)« nicht, zwischen den 
Zeilen kann man allerdings so ei- 
niges erahnen. 


»Die Bundeswehr erwartet kon- 
ventionelle Angriffe gegen das 
Bündnisgebiet vornehmlich an 
dessen Außengrenzen.« 


Das wäre nichts Neues, läßt die 
NATO doch seit Jahren keine 
Gelegenheit aus, an ihren Au- 
Rßengrenzen zu provozieren und 
zu zündeln. Aber auch auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik wird 
mit »Konflikten« gerechnet: 


»Als  Konfliktformen vorherr- 
schend zu erwarten sind nach ak- 
tueller Einschätzung sogenannte 
hybride Konflikte mit staatlichen 
als auch nichtstaatlichen Konflikt- 
parteien und Gegner, die symme- 
trische und asymmetrische Mittel 
einsetzen.« 


Auf Terrorismus und Bürgerkrieg 
dürfen wir uns demnach schon 
mal einstellen. 


Einen Bürgerkrieg zwischen Ba- 
juwaren und Preußen wird es 
wohl in absehbarer Zeit nicht 
geben. Verschweigt uns die 
Regierung daher das Bürger- 
kriegspotential, das im Zuge der 
»Wir-schaffen-das«-Euphorie ins 
Land gelangt ist? 

Gemäß des uns vorliegenden 
Konzeptes soll die Bevölkerung 
»flächendeckend über Grund- 
kenntnisse bzw. Grundfertigkeiten 
in folgenden Bereichen verfügen: 
sicherer Aufenthalt in Gefahren- 
lagen, Verhalten bei CBRN-Er- 


SPIEGEL DER ZEIT 


Konzeption 


Zwile Verteidigung (KZV) 


eignissen [che- 
misch, biologisch, 
radiologisch, nukle- 
ar], Selbstversor- 
gung, Erste Hilfe, 
Brandbekämpfung«. 


Vorhandene Be- 
bauung und Ver- 
sorgungsanlagen 
sollen dementspre- 
chend »gehärtet« 
werden, Apotheken 
haben »spezifische, 
für einen medizinischen Notfall 
erforderliche Arzneimittel vorrätig 
zu halten«, die Trinkwasserver- 
sorgungsunternehmen werden 
verpflichtet »pro Person und 
Tag unbefristet mindestens 50 
Liter Wasser bereitzustellen«, 
vorzugsweise durch gesicherte 
Brunnen in und um Großstädte 
und Ballungsräume. 


»Die Bevölkerung trägt durch 
eigene Vorsorgemaßnahmen im 
Rahmen des Selbstschutzes zur 
Verringerung des Bedarfes an 
Notversorgungsleistungen bei. 
Sie soll durch geeignete Maß- 
nahmen hierzu angeleitet und 
befähigt werden.« 
Interessierte Leser können eine 
Kopie des 70-seitigen Konzeptes 
gegen Kostenerstattung bei uns 
anfordern (UN-Archiv 9162). 


ZUM NACHDENKEN: 


»Ein offener gesell- 
schaftlicher Diskurs ist 
Voraussetzung für einen 
Grundkonsens über Um- 
fang und Grenzen der 
staatlich zu treffenden 


Vorsorge- und Vorberei- 


tungsmaßnahmen. Das 
schließt die Entschei- 
dung ein, bestimmte Ri- 
siken zu tragen und ihre 
Auswirkungen im Ereig- 
nisfall zu erdulden.« 


»Konzeption Zivile Verteidigung«, 
BMI, 24.8.2016 
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Terrorgefahr - Was 
wird uns noch alles verschwiegen? 


L E A L 
»Erdogans trojanisches Pferd« - Titelbild der UN 5/2016 


Kleine Anfrage - 
große Überraschung 


Die Fraktion »Die Linke« stellte 
am 14.7.2016 eine kleine An- 
frage an die Bundesregierung 
über eine »mögliche Einflußnah- 
me des türkischen Präsidenten 
Erdogan in Deutschland«. Sie 
vertritt darin die Auffassung, daß 
Erdogan eine »ideologische Affi- 
nität zu den Muslimbrüdern« hät- 
te. 


Die Antwort der Bundesregierung 
kam mit Datum vom 12.8.2016 
und hatte es in sich — oder eben 
gerade nicht. 


Die Bundesregierung gibt zu, daß 
sie zu vielen der Fragen keine 
Antworten geben kann, da »keine 
über die öffentlich zugänglichen 
Publikationen sowie Medienbe- 
richterstattung hinausgehenden 
Informationen vorliegen«. 


Dies betrifft u.a. die Fragen nach 
einer Einflußnahme der türki- 


schen Regierung auf den Mo- 
scheebauverein DITIB, auf die 
»Union Türkisch-Europäischer 
Demokraten« (UETD) mit Haupt- 
sitz in Köln und auf die Partei »Al- 
lianz Demokratischer Deutscher« 
(ADD). 

Die Fragen, ob die in DITIB- 
Moscheen tätigen Imame in der 
Türkei ausgebildet, ausgewählt 
und von der Türkei bezahlt wer- 
den und ob diese als Wahlhelfer 
für die türkische Regierungspar- 
tei tätig waren oder sind, wurden 
mit dem gleichen Hinweis beant- 
wortet. 


Was ist das für eine Antwort? Ein 
vom türkischen Staat beauftrag- 
ter und gelenkter Moscheebau- 
verein mit über 800 Moscheen 
in Deutschland stellt für die Bun- 
desregierung offenbar kein Pro- 
blem dar! 


Frage: »Inwieweit hat die Bun- 
desregierung Kenntnisse (auch 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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nachrichtendienstliche) darüber, 
daß die UETD der AKP bei ih- 
ren Versuchen dient, die „Aus- 
landstürken“ für ihre politischen 
Ziele einzuspannen, als eine Art 
5. Kolonne, und der Verein der 
islamistischen Partei hilft, sie 
als Clagqueure und Stimmvieh zu 
mißbrauchen?« 

Antwort der Bundesregierung: 
»Die UETD gilt gemeinhin als 


» ... die Offenlegung ent- 
sprechender Informa- 
tionen [könnte] für die 
Sicherheit und die Inte- 
ressen der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach- 
teilig sein. Deshalb sind 
die entsprechenden In- 
formationen |...) als „VS- 
Nur für den Dienstge- 
brauch“ eingestuft ...« 
BT-Drucksache 18/9399 


DIE BUNDESREGIERUNG INFORMIERT - NICHT! 
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»Terrorpate« 


»Erdogan hat sein Netz 
in Deutschland über viele 
Jahre ungestört aufbauen 
können. So kontrolliert er 
nahezu alle türkischspra- 
chigen Medien, der Dach- 
verband DITIB, in dem 900 
Moscheevereine organisiert 
sind, ist ihm treu ergeben. 
Türkische Konsularbeam- 
te nehmen Einfluß auf die 
Predigttexte. Die Imame 
werden aus der Türkei ent- 
sandt. Daneben fungiert 
die gemeinnützige UETD, 
die Union Europäisch-Tür- 
kischer Demokraten, als 
AKP-Lobbyorganisation. 
Sie organisiert die Pro- 
Erdogan-Demonstrationen. 
Die Bundesregierung hat 
die Erdogan-Organisationen 
als privilegierte Ansprech- 
partner für die Integration 
von Migranten aufgebaut. 
Da muß man sich jetzt nicht 
über das Resultat wun- 
dern.« 


»Das Duckmäusertum von 
Bundeskanzlerin Ange- 
la Merkel muß endlich ein 
Ende haben. [...] Merkel hat 
sich durch ihren schäbigen 
Flüchtlingsdeal in einer Wei- 
se erpreßbar gemacht, die 
Erdoğan selbstverständlich 
brutal ausnutzt. Wir brau- 
chen eine radikale Wende in 
der deutschen Türkeipolitik. 
Klare Kante statt Schmuse- 
kurs und weiteren Waffenlie- 
ferungen. Wer wie Erdogan 
Waffen an islamistische Ter- 
rorbanden in Syrien liefert, 
muß auch persönliche Kon- 
sequenzen zu befürchten 
haben. Und wer Erdoğan als 
Terrorpaten einstuft, muß 
sich fragen lassen, warum 
er keine Sanktionen gegen 
ihn verhängt. 

Sevim Dagdelen, MdB, 
Neues Deutschland, 20.8.2016 


www.un-nachrichten.de 


»Die Bundes- 
regierung sieht die 
Türkei als "zentrale 

Aktionsplattiorm 

für islamistische 

Gruppierungen". 
Das geht nach ARD- 
Informationen aus 
einer vertraulichen 


Stellungnahme der 
Regierung hervor. 
Präsident Erdogan 
unterstütze militante 
Organisationen im 
gesamten Nahen und 
Mittleren Osten.« 


tagesschau, 16.8.2016 


Lobbyverein der AKP. Zu Um- 
fang und Rahmen der Aktivitäten 
der UETD für die AKP liegen der 
Bundesregierung keine offenen 
Erkenntnisse vor. 


Im Übrigen kann die Beantwor- 
tung der Frage |...| aus Grün- 
den des Staatswohls nicht of- 
fen erfolgen.« 


Frage: »Inwieweit trifft es nach 
Kenntnis der Bundesregierung 
zu, daß mit Regierungsübernah- 
me der islamistischen AKP von 
Recep Tayyip Erdogan in der 
Türkei die islamistischen Mus- 
limbrüder an Einfluß gewonnen 
haben, und gibt es nach Kenntnis 
der Bundesregierung seitdem die 
AKP regiert, eine engere Zusam- 
menarbeit mit Milli Görüs?« 


Antwort der Bundesregierung: 
»Der Bundesregierung liegen 
keine Informationen über eine 
engere Zusammenarbeit zwi- 
schen AKP und Milli Görüs vor. 


Im Übrigen kann die Beantwor- 
tung der Frage |...| aus Grün- 
den des Staatswohls nicht of- 
fen erfolgen.« 


»Das Bundesministerium des 
Innern hat die Antwort[en] als 
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„VS - Nur für den Dienstge- 
brauch“ eingestuft. Die Anlage 
ist im Parlamentssekretariat 
des Deutschen Bundestages 
hinterlegt und kann dort von 
Berechtigten eingesehen wer- 
den.« 


Mit anderen Worten: Es geht die 
Bürger in Deutschland nichts 
an, was für eine Gefahr von 
türkischen Organisationen in 
Deutschland ausgeht. 


Es stellt sich zwangsläufig die 
Frage, was uns Deutschen noch 
alles verschwiegen wird. 


Ein paar wenige Fakten rückte 
die Bundesregierung dennoch 
raus: 


»Nach Erkenntnissen der Si- 
cherheitsbehörden hatte etwa 
ein Viertel der 760 deutschen 
Islamisten bzw. Islamisten aus 
Deutschland, die bis Ende 2015 
in Richtung Syrien/lrak ausrei- 
sten, die türkische Staatsange- 
hörigkeit oder war „türkischstäm- 
mig”.« 


6.000 türkische 
Agenten in 
Deutschland 


Ein namentlich nicht genannter 
Sicherheitspolitiker sagte ge- 
genüber der Zeitung Die Welt, 
der türkische Geheimdienst MIT 
verfüge in Westeuropa über 
rund 800 hauptamtliche Offizie- 
re, die meisten Agenten seien in 
Deutschland stationiert, zusätz- 
lich kommen bundesweit noch 
6.000 Informanten hinzu. 


Der Geheimdienstexperte Erich 
Schmidt-Eenboom machte die 
Lage noch deutlicher: »Selbst 
der Stasi ist es nicht gelungen, 
in der Bundesrepublik ein so gro- 
Bes Agentenheer aufzubauen.« 


Die deutschen Sicherheitsbehör- 
den haben damit allem Anschein 
nach aber kein Problem: Der 
BND verstärkte nach dem soge- 
nannten »Putsch«-Versuch in der 
Türkei sogar seine Zusammenar- 
beit mit dem MIT. 


VERSCHLUSSSACHE - NUR FÜR BERECHTIGTE 
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Türken in Deutschland demonstrieren ihre Macht — türkische Demo am 31.7.2016 in Köln: fast 40.000 Erdoğan- 


Anhänger bejubeln »ihren« Staatspräsidenten. 


»Allahu Akbar!« 


Nein, liebe Leser, wir sind nicht 
unter die Verschwörungs-Theo- 
retiker gegangen! Nein, wir se- 
hen die Dinge nicht dramatischer, 
als sie schon sind! Nein, wir wol- 
len keine Angst verbreiten! 


Ja, wir gehen allerdings mit offe- 
nen Augen durch die Welt. Ja, wir 
deuten die politischen Zeichen in 
dieser Republik. Ja, wir wehren 
uns mit allen legalen Mitteln ge- 
gen eine Überfremdung unseres 
Landes. 


Nur wer blind, strohdumm oder 
aus machtpolitischen oder welt- 
anschaulichen Gründen die Zei- 
chen der Zeit nicht erkennt oder 
nicht erkennen will, verschließt 
die Augen vor dem, was in dieser 
Republik passiert. 


Nach dem mißglückten Putsch 
gegen Erdoğan gelang es den 
türkischen Gemeinden inner- 
halb weniger Tage, bis zu 40.000 
Menschen in Köln auf die Straße 
zu bringen. 


Als ein Redner euphorisch in die 
Menge rief: »Wir sind Deutsch- 


land«, antwortete ihm die Men- 
schen: »Allahu Akbarl« 


Ist dies ein Zeichen »geglückter 
Integration«? 


Täglich können wir in den Zeitun- 
gen lesen, daß sich sogenannte 
Großfamilien auf unseren Stra- 
ßen prügeln und mit Eisenstan- 
gen und Messern attackieren. 
Innerhalb kürzester Zeit gelingt 
es, dutzende oder gar hunderte 
Menschen zu mobilisieren. Die 
Gewaltbereitschaft ist hoch und 
erst recht fallen alle Hemmun- 
gen, wenn es gegen Ungläubige 
geht. 


Nach Ende des sogenannten 
»Kalten Krieges« 1989 glaub- 
ten unsere politischen Phanta- 
sten, daß der ewige Frieden auf 
dieser Welt ausgebrochen sei. 


Unser Militär wurde noch einmal 
sowohl personell als auch tech- 
nisch drastisch demobilisiert, die 
Polizeikräfte reduziert und der 
Zivilschutz auf ein Minimum zu- 
rückgefahren. Luftschutzsirenen 
wurden angeblich überflüssig 
und daher abgebaut. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


Rette sich, wer kann! 
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Alle diese Maßnahmen hätten 
verantwortungsbewußte Regie- 
rungen schon vor Jahren nicht 
durchgeführt, da der Schutz sei- 
ner Bürger eine der wichtigsten 
Aufgaben eines Staates sein 
muß. 


Soweit, so ungut! Jetzt allerdings 
wird die Rolle rückwärts gemacht. 


Warum plötzlich 
diese »Notvorsorge«? 


Luftschutzsirenen werden über- 
prüft und wieder installiert, die 
Polizei soll um 50.000 Kräfte 
aufgestockt werden und auch 
Frau von der Leyen erkennt in- 
zwischen, daß babysittende 
Soldatinnen nicht die richtige Ab- 
schreckung sind. 


Polizei und Bundeswehr sollen 
gemeinsame Übungen im In- 
nern abhalten (was interessiert 
da schon das Grundgesetz?), 
um sich im »Bedarfsfall« besser 
abzustimmen zu können. Die Zi- 
vilbevölkerung wird aufgefordert, 
Essenvorräte anzulegen und 
Trinkwasser zu bevorraten. 


»WIR SIND DEUTSCHLAND«! 
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Völkerrecht? 
Man kann 
nur noch lachen! 


Da fällt ein mit uns in der 
NATO eng verbundener 
Staat mit Panzerkolonnen 
in einen Drittstaat ein, ohne 
daß ein Krieg erklärt wurde. 


Die türkische Armee besetzt 
Teile syrischen Hoheitsge- 
biets und die syrische Re- 
gierung muß zusehen, weil 
sie wegen der von auslän- 
dischen Mächten geförder- 
ten »bewaffneten Opposi- 
tion« (in den Medien auch 
»moderate Opposition« 
genannt) in Teilen des eige- 
nen Landes machtlos ist. 


Vordergründiges Alibi der 
Türken ist der Kampf gegen 
die Terroristen des Islami- 
schen Staates. 


In Wahrheit gilt der An- 
griff den syrischen Kurden, 


um zu verhindern, daß die 
ein zusammenhängendes 
Staatsgebiet als Vorstufe 
für ein autonomes Kurdi- 
stan schaffen. Das fürchtet 
Herr Erdogan wie der Teu- 
fel das Weihwasser, und 
deshalb führt er einen völ- 
kerrechtswidrigen Angriffs- 
krieg. Und wir unterstützen 
ihn dabei mit Bundeswehr- 
einsätzen in der Türkei. 


Man stelle sich vor, es wür- 
de tatsächlich Gegenschlä- 
ge aus Syrien geben: Dann 
würde auch noch die »Bei- 
standsklausel« des NATO- 
Vertrages gelten und wir 
müßten die Völkerrechts- 
brecher als NATO-Partner 
auch noch verteidigen 
und wären mitten in einem 
Krieg. 


Völkerrecht? 
Man kann 
nur noch lachen! 


www.un-nachrichten.de 


Da muß man sich unweigerlich 
fragen, was sich an der Gefah- 
renlage geändert hat. 


Putin, der von unserer Presse für 
jedes und alles auf dieser Welt 
verantwortlich gemacht wird, 
steht nicht mit seinen Panzern an 
unseren Grenzen und auch die 
Chinesen oder Nordkorea haben 
offenbar keinen Überfall auf un- 
ser Land geplant. 


Welche neue Gefahrenlage ist 
entstanden, daß wir wieder mit 
Krieg, Katastrophen oder Un- 
ruhen im eigenen Land rech- 
nen müssen? 


Die Antwort liegt auf der Hand! 
Wir haben Millionen Menschen 
in Deutschland, die weder un- 
sere Sprache sprechen, noch 
unserem Kulturkreis angehören. 
Ganz im Gegenteil, eine nicht un- 
beträchtliche Anzahl junger, ge- 
waltbereiter Männer hängt einem 
Glauben an, dessen Ziel es ist, 
die Menschheit auf den Pfad der 
Erleuchtung zu führen. 


Welcher unserer Politiker kann 
uns garantieren oder uns gar 
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davor schützen, daß nicht mor- 
gen oder übermorgen tausende 
radikalisierter Moslems sich zu- 
sammenfinden, um gegen die 
»Mißstände« in diesem Land ge- 
waltsam zu protestieren? 


Wissen unsere Politiker mehr 
als sie uns sagen wollen? 


Ist die Aufstockung von Polizei 
und Militär ein erstes Zeichen der 
Hilflosigkeit? 


Sollen die Sirenen in Zukunft 
nicht vor Luftangriffen warnen, 
sondern vor Unruhen im eigenen 
Land? 


Soll die Bevorratung von Le- 
bensmitteln und Wasser dafür 
sorgen, daß wir uns in unse- 
ren eigenen Wohnungen und 
Häusern über mehrere Tage 
verschanzen können, um zu 
überleben? 


Die Warnungen der »bösen 
Rechten« seit Jahrzehnten könn- 
ten schneller Wirklichkeit wer- 
den, als es der größte Pessimist 
befürchtet hat. 


DITIB - nur ein Moscheebauverein? 


Baustelle einer DITIB-Moschee in Oberhausen 


Die »Türkisch-Islamische Union 
der Anstalt für Religion« (DİTİB) 
ist ein bundesweiter Dachver- 
band der angeschlossenen tür- 
kisch-islamischen Moscheege- 
meinden. 

Sie untersteht der türkischen Be- 
hörde für Religionsangelegenhei- 
ten. 


Der Vorsitzende der DITIB ist in 
Personalunion auch türkischer 
Botschaftsrat für religiöse und 
soziale Angelegenheiten. Zudem 
werden die Imame der DITIB an 
staatlichen theologischen Hoch- 
schulen in der Türkei ausgebildet. 


Sie sind Beamte des 
türkischen Staates, von 
dem sie auch bezahlt 
werden. Damit sind sie 
der verlängerte Arm 
und das Sprachrohr des 
türkischen Präsidenten. 


Die DITIB erklärt, sie 
habe derzeit rund 970 Imame 
nach Deutschland entsandt, die 
regulär je fünf Jahre in der Bun- 
desrepublik blieben. 


DITIB selbst gab im Jahr 2011 
889 Mitgliedsvereine an, davon 
806 Moscheegemeinden. Die Fi- 
nanzierung der Moscheebauten 
erfolgt zum großen Teil mit finan- 
ziellen Mitteln aus Ankara. 


2012 hat Hamburg als erstes 
Bundesland einen Staatsvertrag 
unter anderem mit der DITIB ab- 
geschlossen. Geregelt werden 
Feiertage und gewisse Rechte 
der Muslime. 


LESEN - NACHBESTELLEN - WEITERGEBEN! 
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im Namen von Freiheit und Demokratie 


G.3.ARnMT 
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Bigotterie definiert der Duden mit: 
»kleinliche, engherzige Frömmig- 
keit, übertriebener Glaubensei- 
fer; Scheinheiligkeit«. 


Alle diese Attribute passen treff- 
lich auf der Verhalten der US- 
amerikanischen Politik seit über 
150 Jahren. 


Gestern 


Von Woodrow Wilson im Ersten 
Weltkrieg bis Franklin D. Roose- 
velt im Zweiten Weltkrieg haben 
speziell wir Deutschen die »Seg- 
nungen« der »westlichen Werte- 
gemeinschaft« am eigenen Leib 
erlitten. 


Als vom 13. bis 15. Februar 1945 
anglo-amerikanische Bomber- 
verbände verheerende Luftan- 
griffe gegen Dresden flogen, galt 
es, das »Böse« zu besiegen. 


Der Tod von Kindern, Frauen 
und Kriegsversehrten wurde von 
den demokratischen Politikern 
damit begründet, daß danach 
eine bessere Welt entstünde. 
Eine demokratische Welt, in der 
die Menschenrechte überall ihre 
Gültigkeit hätten und Glück und 
Frieden Einzug hielten. Die Er- 
gebnisse sind bekannt! 


Heute 


Als dann nach Ende des »Kal- 
ten Krieges« die »Reiche des 
Bösen« immer weniger wurden, 
schaute man sich erfolgreich 
nach neuen Tätigkeitsfeldern um. 


Da kam Saddam Hussein mit sei- 
nem Kuwait-Krieg gerade recht. 


Nachdem der sogenannte Erste 
Irakkrieg (1991) nicht zur Zer- 
schlagung des Irak führte, voll- 
ende Georg W. Bush 2003, an 
seiner Seite wieder einmal briti- 
sche Truppen, das Werk seines 
Vaters. 


Danach hoffte man, das Böse auf 
dieser Welt sei endlich ausgerot- 
tet — aber weit gefehlt! 


Außer dem Irak stabilisierten sich 
die anderen arabischen Staaten 
sowohl wirtschaftlich als auch po- 
litisch. 


Und, welcher Zufall, wieder er- 
kannte »der Westen«, vorne an 
die USA, daß in vielen dieser 
Länder autokratische Struktu- 
ren herrschten. Wie aus dem 
Nichts »entstanden« Protestbe- 
wegungen, gut organisiert und 
anscheinend auch mit genügend 
finanziellen Mitteln ausgestattet. 
Wie ein Flächenbrand breiteten 
sich die Proteste, Rebellionen 
und Aufstände über den Nahen 
Osten und Nordafrika aus. Der 
Name für diese Blutbäder: »Ara- 
bischer Frühling«. Klingt grün 
und frisch und so sympathisch. 
Weltweit fanden sich auch gleich 
genügend Gefühlsschwärmer, 
die Beifall klatschten. 

Zu dieser Zeit war Syrien noch 
ein stabiles Land und wirtschaft- 
lich auf einem guten Weg. 


Dies sollte sich 2011 ändern. Seit 
dieser Zeit tobt ein erbarmungs- 
loser Bürgerkrieg in Syrien. 


Und wieder waren es in den Au- 
gen des Westens ehrenwerte 
und gute Rebellen und Freiheits- 
kämpfer, die gegen das »Regime 
des Bösen« von Baschar al-As- 
sad aufbegehrten. Selbstredend 
mußten diese finanziell und mili- 
tärisch unterstützt werden. 


Nun tobt dieser Bürgerkrieg seit 
fünf Jahren, mit hunderttausen- 
den Toten und Millionen Flücht- 
lingen, die für »westliche Werte« 
sterben oder ein elendiges Da- 
sein fristen. 


Stellvertretend für das unsäg- 
liche Leid der Zivilbevölkerung 
steht die Stadt Aleppo. Nach fast 
vier Jahren blutiger Kämpfe um 
diese Stadt ringen wieder einmal 
staatsfremde Mächte um die Vor- 
herrschaft in dieser Region. 


Und morgen? 


Was ist, wenn bei uns Teile der 
Bevölkerung einen »Deutschen 
Frühling« einläuten? 


Wenn Horden junger Männer mit 
grünen Fahnen brandschatzend 
durch unsere Straßen ziehen, 
wenn die Staatsmacht kapituliert 
und die angestammte Bevölke- 
rung sich auf ihr Widerstands- 
recht besinnt? Wenn Deutsche 
nicht zuschauen wollen, wie ihr 
Land zugrunde geht? 


Auf welcher Seite stehen dann 
die »Menschenrechtler«? Han- 
delt es sich dann auch wieder 
um gute Rebellen und Freiheits- 
kämpfer? Was paßt den Mächti- 
gen in Washington, London oder 
Moskau gerade politisch und 
wirtschaftlich in ihr Kalkül? 


Werden dann auch unsere Städte 
bombardiert, um je nach Interes- 
senslage ausländischer Staaten 
ein neues System zu installieren? 


Den Strippenziehern ist mor- 
gen Köln, Hamburg oder Mün- 
chen so egal wie gestern Dres- 
den oder heute Aleppo. 


WANN DROHT EIN »DEUTSCHER FRÜHLING«? 
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»Wir sind Gäste von Frau Merkel!« 


Bravo! 


»Ich sehe es als meine Pflicht, 
Sie über die Situation zu unter- 
richten«, schreibt der Bürgermei- 
ster von Waldenburg (Sachsen) 
im Amtsblatt in einer Stellung- 
nahme an seine Bürgerschaft. Er 
hatte alles versucht, die seiner 
Stadt zugewiesenen Asylsuchen- 
den willkommen zu heißen, zu 


n 


Spenden aufgerufen und ihnen 
zu helfen, sich einzuleben. Um 
sie einzugliedern und der Lan- 
geweile des Nichtstuns in der 
Unterkunft vorzubeugen, entwik- 
kelte er mit dem Stadtrat und der 
Kreisverwaltung Zwickau ein Be- 
schäftigungsangebot. 


Wie es ihm gedankt wurde, le- 
sen Sie hier. Als »Gäste von Frau 


Ein Bürgermeister zeigt Rückgrat 


Merkel« müßten sie nicht arbei- 
ten, und wenn überhaupt, gelte 
in Deutschland ein gesetzlicher 
Mindestlohn von 8,50 Euro! 


Dem Bürgermeister Bernd Poh- 
lers (Freie Wähler) alle Hoch- 
achtung, daf er das amtlich ver- 
öffentlicht, obwohl es ihm von 
»mancher Stelle abgeraten« 
wurde. 


SA] STADTBOTE 


Donnerstag, 30.06.2016 


WALDENBURG Amtsblatt, Heimat- und Bürgerzeitung 


Nr. 6/2016 


Neues von den Asylbewerbern 


Die Bewohner vom Roten Graben 13 gehören mittlerweile zum 
Alltag im Stadtbild. Die Kinder besuchen die Kindertagesstätte 
„Schatzkiste“ in Waldenburg. Die älteren Kinder gehen zur Schule 
in Glauchau, wo sie in sogenannten DaZ-Klassen (Deutsch als 
Zweitsprache) unterrichtet werden. Die Erwachsenen erhalten 
Deutschunterricht — getrennt nach Frauen und Männern — zwei- 
mal 2 Stunden in der Woche. Der Unterricht wird durch jeweils 2 
ehrenamtliche Lehrkräfte sichergestellt und findet im Roten Gra- 
ben 7 statt. Zur Integration der Flüchtlinge/Asylsuchenden gehört 
auch die rasche Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Um möglichst 
schnell eine Beschäftigung zu verschaffen, Langeweile entge- 
genzuwirken und die Akzeptanz in der Bevölkerung zu erhöhen, 
hat die Stadt Waldenburg 7 Arbeitsgelegenheiten (20 Wochen- 
stunden je 1,05 €) beantragt und bewilligt bekommen. Ab dem 
1.4.2016 konnten alle erwachsenen männlichen Bewohner des 
Roten Graben 13 an gemeinnützigen Tätigkeiten im Stadtgebiet 
teilnehmen. 

In der 1. Woche lief die Maßnahme gut an. Durch die Mitarbei- 
ter des Bauhofes wurden die Personen im Roten Graben abge- 
holt und an die jeweiligen Arbeitsplätze und nach Beendigung 
der Arbeit wieder nach Hause gebracht. Später wurde dann von 
den genannten Personen argumentiert, dass sie Gäste von Frau 
Merkel sind und Gäste ja nicht arbeiten müssten. Weiterhin wur- 
de die Meinung vertreten, dass es in Deutschland einen Mindest- 
lohn (8,50 €) gibt und dieser dann auch von der Stadt Waldenburg 


zu zahlen ist! In einem extra anberaumten Gesprächstermin mit 
dem Dolmetscher wurde von Seiten der Verantwortlichen in der 
Stadt Waldenburg und dem Diakoniewerk alles nochmals erklärt 
und erläutert. Leider konnte keine Einigung über die Fortführung 
der Maßnahme erzielt werden, so dass die Stadt am 31.05.2016 
gegenüber dem Landkreis Zwickau (Sozialamt, Sachgebiet Asyl) 
den Abbruch der Arbeitsgelegenheiten für Asylbewerber erklärt 
hat. Über diese Entwicklung bin ich persönlich enttäuscht und in 
gewisser Weise traurig. Die Verwaltung, die Mitarbeiter des Bau- 
hofes und des Diakoniewerkes haben viel Zeit geopfert, sich viel 
Mühe gegeben, um unser Möglichstes für eine gelingende Integ- 
ration zu tun. 


Ich weiß, dass diese Zeilen dazu führen werden, dass Skeptiker 
sagen: „haben wir doch gleich gewusst“ oder ähnliches. Ich habe 
in meinen kurzen Berichten im Stadtbote seit Herbst 2015 die Bür- 
ger der Stadt über alles, was die Asylanten in Waldenburg betrifft, 
aufgeklärt. Ich habe mehrfach zu Spendenaktionen aufgerufen, 
die großen Wiederhall in der Bevölkerung fanden. Deshalb sehe 
ich es auch als meine Pflicht, Sie über die jetzige Situation zu 
unterrichten, wenn es mir auch schwer fällt und mir von mancher 
Seite abgeraten wurde. 


Pohlers 
Bürgermeister 


VON VERÖFFENTLICHUNG »ABGERATEN« 
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Trau, schau, wem! 
Bundesdeutsche Presse beschönigt Zuwanderungsprobleme 


»Die Krise infolge der Massenmi- 
gration stellt alles in Frage, wor- 
auf man sich in den letzten Jahr- 
zehnten verlassen hat. [...] Noch 
heute weiß niemand genau, wer 
warum gekommen und wo er ab- 
geblieben ist. [...] Denn es sind 
nicht vor allem Frauen und Kinder 
mit Bedarf an Plüschtieren und 
Spielzeug gekommen, sondern 
überwiegend junge Männer. Oft 
handelt es sich dabei auch nicht 
um Syrer oder um mit jenen Qua- 
lifikationen ausgestattete Leute, 
die zu einer Industrienation wie 
Deutschland passen würden.« 


Klarer kann man in einer Zeitung 
kaum auf den Punkt bringen, 
was die bundesdeutsche und 
europäische Zuwanderungspo- 
litik an uns verbrochen hat. Das 
Zitat stammt aus dem Beitrag 
»Denkverbote statt Debatte« 
von Cora Stephan in der Neu- 
en Zürcher Zeitung (NZZ) vom 
19.8.2016. Schon der Titel des 
Beitrags macht klar, was man in 
der Schweiz über die deutsche 
Lage denkt. 


Der Beitrag nennt Probleme und 
Profiteure der aktuellen Massen- 
einwanderung. Auf der Spur des 
Geldes werde fündig, wer sich 
die aktuelle Politik erklären wol- 
le. NZZ-Autorin Cora Stephan: 
»Für die Hilfsindustrie, eine der 
Wachstumsbranchen des Lan- 
des, ist der Migrantenstrom ein 
wahrer Segen. Ja, die Einwan- 
dernden schaffen neue Arbeits- 
plätze, bei Sozialarbeitern und 
Dolmetschern, Sprachlehrern 
und Betreuern, Psychologen und 
Sicherheitsdiensten.« 


Allein die Betreuung unbegleite- 
ter minderjähriger Einreisender, 
42.000 waren es im Jahr 2015, 
koste zwischen 40.000 und 
60.000 Euro im Jahr pro Kopf. 
Dabei seien schätzungsweise 40 
Prozent gar nicht minderjährig, 
schätze die Münchner Sozial- 
referentin Brigitte Meier (SPD). 


To 


NZZ-Kommentatorin Stephan 
folgert daraus, daß sich die Re- 
gierenden selbstverständlich am 
Wahltag die Dankbarkeit der Mit- 
arbeiter der Sozialindustrie auf 
dem Stimmzettel erhoffen. 


Cora Stephan warnt davor, daß 
die angeblich »sprudelnden Steu- 
ereinnahmen«, mit denen die 
Bundesregierung den Asylwahn- 
sinn finanziert, nicht aus irgend- 
einem Brunnen kommen. Das 
Geld müsse erarbeitet werden. In 
Wirklichkeit lebe Deutschland nur 
auf Pump und dieser Krug werde 
auf dem Weg zum Wasser ein- 
mal zerbrechen. Wohlstand auf 
Pump führe zu sozialen Unruhen. 


Studie: Medien 
belügen die Deutschen 


Reinen Wein für deutsche Bür- 
ger? Dafür müssen deutsche Le- 
ser also zu einer schweizerischen 
Zeitung greifen. Denn mittlerwei- 
le ist es sogar wissenschaftlich 
bewiesen: Die bundesdeutschen 
Medien sind seit vielen Jahren 
die propagandistischen Steig- 
bügelhalter von Angela Merkels 
»Willkommenskultur«. 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Die Hamburg Media School 
(HMS) hatte 34.000 Pressebei- 
träge aus den Jahren 2009 bis 
2015 ausgewertet. Das vorläu- 
fige Zwischenergebnis: Insge- 
samt hatten 82 Prozent aller 
Beiträge zur Flüchtlingsthe- 
matik einen positiven Unter- 
ton, zwölf Prozent waren rein 
berichtend, aber nur sechs 
Prozent haben die Flüchtlings- 
politik überhaupt einmal pro- 
blematisiert. 


Reichweitenstarke Medien wie 
z.B. Die Zeit haben sich das Mot- 
to »Wir schaffen das« zu eigen 
gemacht. Zwei Drittel der Medien 
hätten es laut Studienleiter Mi- 
chael Haller »übersehen«, daß 
die aktuelle Zuwanderung Proble- 
me mit sich bringe. Andere Medi- 
en hätten sogar ganz bewußte 
Wertungen pro Flüchtlingspolitik 
eingebracht. 20 Prozent der Be- 
richte der tagesschau seien wer- 
tend gewesen, bei SPIEGEL ON- 
LINE an die 40 Prozent, bei der 
Internet-Ausgabe von Die Welt 
15 Prozent. 


Erst ab September 2015 hätten 
Medien auch zu einem Drittel 


»DENKVERBOTE STATT DEBATTE« 
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problembewußte Berichte ver- 
öffentlicht. Die Presse hätte vor 
Ort Recherchen unternommen. 
Denn die Wahrnehmung der Zu- 
wanderung durch die Bürger sei 
den Medienmachern davonge- 
laufen. 


Erstaunlicherweise gab aus- 
gerechnet die »Otto Bren- 
ner Stiftung« der IG Metall die 
HMS-Studie in Auftrag. Die 
Schlußergebnisse werden erst 
im Herbst veröffentlicht. Ob das 
Ergebnis den Genossen schmek- 
ken wird? 


SPD-Professor warnt 
vor Beschönigung 


Ebenfalls am 19.8.2016 — das 
muß wohl der inoffizielle Tag der 
Wahrheit in einigen Redaktionen 
gewesen sein — wurde ähnlich 
der NZZ auch die RA.Z. kritisch. 
»Die Flüchtlingsfrage spaltet die 
Deutschen, sie spaltet Europa«, 
leitete der Gastautor Professor 
Dr. Richard Schröder seinen Bei- 
trag »Was wir Migranten schul- 
den — und was nicht« ein. 


Der frühere SPD-Fraktionsvorsit- 
zende der frei gewählten Volks- 
kammer der DDR mahnte, es 
gäbe bisher zu viele Beschwich- 
tigungsversuche in der Berichter- 
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stattung. Presseberichten fehle 
es »oft an Wahrhaftigkeit. Das 
hörte sich etwa so an: Migration 
hat es in Europa immer gege- 
ben. Immer gab es zunächst Wi- 
derstände. Aber immer war sie 
schließlich für alle ein Gewinn. « 


Dem stimmt der SPD-Professor 
zu, stellt aber richtig, daß dies 
innereuropäische \Wanderbewe- 
gungen waren. 


Früher seien Einwanderer zu- 
dem homogene Gruppen gewe- 
sen. Heute kämen sie aus vieler 
Herren Ländern und das führe 
dazu, daß sich zu den Deut- 
schen, die Ausländer hassen, 
nun auch Ausländer kommen, 
die Ausländer hassen. »Und kein 
einziger Hugenotte, Herrnhuter 
oder Vertriebener ist in zwei- bis 
dreihundert Jahren je auf die 
Idee gekommen, möglichst viele 
Unschuldige seines Gastlands 
umzubringen«, setzt Professor 
Schröder nach. Einwanderung sei 
eben nicht gleich Einwanderung. 


Aufgrund von Befragungen 
werde geschätzt, daß 500 Mil- 
lionen Menschen aus Nahost, 
Mittelost und Afrika nach Eu- 
ropa kommen würden, wenn 
sie könnten. 
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Daraus ergibt sich laut dem SPD- 
Politiker „zwingend, daß Europa 
die Einwanderung kontrollieren 
und regulieren muß.« Es gäbe 
viele Schicksale, die das mitfüh- 
lende Herz rühren, trotzdem aber 
keine Aufenthaltstitel rechtfertig- 
ten. 


Es ist für Professor Schröder kein 
Bleibe-Argument, daß im Hei- 
matland große Hoffnungen auf 
die hier Angekommenen gesetzt 
würden, daß Haus und Hof für 
Schlepper verkauft wurden, To- 
desgefahr im Mittelmeer in Kauf 
genommen wurde, es im Heimat- 
land Mißernten gäbe oder eine 
Diktatur. Kurz: Es gibt Zuwande- 
rer, die hier schlichtweg wieder 
ausreisen müssen. Die Abschie- 
bezahlen erzählen leider eine an- 
dere Wirklichkeit. 


Wir sind gespannt, ob aus dem 
einen Drittel »kritischer« Bericht- 
erstattung in den reichweitestar- 
ken bundesdeutschen Medien 
nicht bald mehr werden. 


Endlich geben Gewerkschaften 
Studien in Auftrag und SPD-Pro- 
fessoren schreiben Artikel, die 
am Ende Fakten auf den Tisch 
legen, die wir in den Unabhängi- 
gen Nachrichten seit Jahrzehn- 
ten präsentieren. 


IJAHZ pr ival: 


Wehe, Du beleidigst Trägerinnen eines fremden Kulturgutes! 


Gut informiert über die Gesetze in Deutsch- 
land stellte die ältere der beiden Strafanzeige: 


Auch im Schwimmbad mußt Du Dich zurück- 
halten, sonst tritt der »Staatsschutz« in Akti- 
on! »Wir wurden beschimpft, daß es heutzutage 
Leute gibt, die so rumlaufen. Wieso wagten 
wir es, hierher zu kommen«, erklärte sie im 
RBB (Rundfunk Berlin-Brandenburg). In ei- 
ner Pressemeldung vom 16.8.2016 kam dann 


der »Hammer«: 

»Mittlerweile hat der Staatsschutz die Ermitt- 
lungen übernommen. « 

Na bitte! So schnell kann man durch Kritik 
und Protest in der »Rechtsextremismus«-Da- 
tei des »Staatsschutzes« landen. Deutschland 
heute! 


Bevor man ins Wasser steigt, duscht man sich 
bekanntlich in Badehose oder -anzug. Das 
ist der Hygiene und der Rücksicht auf Mit- 
schwimmer geschuldet und normal für uns. 


In der Therme in Bad Saarow (Landkreis 
Oder-Spree) stiegen zwei Libanesinnen aus 
Berlin ins Wasser — verhüllt in ihren »Burki- 
nis«. 


Das mißfiel einigen anderen Badegästen. Sie 
fanden das eklig, weil nicht zu sehen war, was 
alles darunter »mitgewaschen« wurde. 


Ihre UN-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Burkas und Pappnasen 


Ralf Jäger (SPD), seit Juli 2010 
Minister für Inneres und Kommu- 
nales von Nordrhein-Westfalen, 
hat wieder einmal unter Beweis 
gestellt, wes Geistes Kind er ist. 


Auf das Burkaverbot angespro- 
chen, verglich er dieses frauen- 
verachtende und mittelalterliche 
Kleidungsstück mit dem Tragen 
von Kostümen im Karneval. 


Er befürchtet, daß das Burkaver- 


kostüme und andere Gelegenhei- 
ten« hätte. 


»Man kann aber nicht alles, was 
einem nicht gefällt, unter Strafe 
stellen.« 


Auf so etwas muß man erst mal 
kommen! 


Man kann nur hoffen, daß die 
Wähler diesem Polit-Darsteller 
bei der kommenden Landtags- 
wahl am 14.5.2017 die Pappna- 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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»Es geht nicht 
um ein Stück Stoff« 


»Der Hidschab ist das wichtig- 
ste Instrument und Symbol für 
die Abkapselung der muslimi- 
schen Frau. Folglich muß es 
für sie getrennte Schwimmta- 
ge geben (wieso dürfen mus- 
limische Männer eigentlich 
mit den nicht-muslimischen 
Frauen schwimmen?) sowie 
eigene Sportstudios. Und ir- 
gendwann weigern sich männ- 
liche Abiturienten dann, ihrer 


Klassenlehrerin die Hand zu 

geben, weil sie eine Frau ist. 
| So geschehen etwa in einer 
i Kölner Gesamtschule. 


Gerade am Kopftuch wollen 
die gutmeinenden Anhänger 
des Folklore-Islams eine „ge- 
sellschaftliiche Bereicherung“ 
festmachen. Leider fehlt es 
bislang am dringend notwen- 
digen Streit über die Frage, 
wer von dieser „Bereicherung“ 
profitiert. Etwa die Nichtmus- 
lime? Die Kopftuchträgerin- 
nen? Oder gar die Muslimin- 
nen, die kein Kopftuch tragen? 
Das darf denn doch wohl be- 
zweifelt werden.« 


Lale Akgün (SPD), ex-MdB 


se aufsetzen. 


bot auch »Folgen für Faschings- 


Wir bitten unsere Leser, Ihre Ko- erledigt haben, ignorieren Sie diesen 
stenbeiträge mit diesem Vordruck Vordruck bitte. Unsere Leser außer- 
zu begleichen. Wenn Sie dies schon halb der Bundesrepublik Deutschland 


bitten wir, landesspezifische Vor- 
drucke zu verwenden. Diese erhalten 
Sie von Ihrer Hausbank. 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Mai 2016: 
Juni 2016: 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
April 2016: 31,327 Millionen ” 


Mai 2016: 31,416 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Juni 2016: 2.614.217 ” 


Juli 2016: 2.661.042 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
Juni 2016: 
Juli 2016: 


Offene Stellen: 
Juni 2016: 
JuLi 2016: 


Staatsverschuldung: 
2.033.442.099.083 Euro ” 


43,530 Millionen ” 
43,667 Millionen ” 


6.661.740 ” 


1) 
6.680324 Die guten Meldungen wollen gar 


kein Ende nehmen. Die Neueste: 
Die 30 im DAX notierten Kon- 
zerne haben 54 (in Worten vier- 
undfünfzig) Flüchtlingen einen 
»Job« gegeben (50 davon die 
Deutsche Post AG!). Na, wenn 
das mal kein Erfolg ist. 


664.872 ” 
673.889 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ” 


Wir erinnern uns noch alle, wie 
dankbar unter anderem Dieter 
Zetsche, Vorstandsvorsitzender 
der Daimler AG, und viele weitere 
Wirtschaftsführer darüber waren, 
als im vergangenen Jahr viele 


Schulden pro Kopf: 
08.08.2016: 


03.09.2016: 


24.959 Euro ? 
24.962 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 3.9.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 3.9.2016 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


U Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von Ex. der UN-Ausgabe Nr. 
mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
scheck / in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Euro lege ich per Verrechnungs- 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer 
direkt über der Anrede Herrn/Frau) 


DAS LETZTE 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


54 (!) neue Arbeitsplätze 
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undertausend gut qualifizierte 
Fachkräfte in unser Land kamen. 


Auch diese Gefühlsschwärmer 
trugen dazu bei, daß Frau Merkel 
ihr: »Wir schaffen das!« fröhlich 
in die Welt posaunen konnte. 


Das Ergebnis liegt nun vor und ist 
erst der Anfang von noch weitaus 
größeren Enttäuschungen! 


Es läßt sich trefflich darüber strei- 
ten, ob unsere Wirtschaftsführer 
zu dumm waren, sich täuschen 
ließen oder Teil des Komplotts 
sind. 


ERSCHEINUNGSVERMERK 


UN - Unabhängige Nachrichten 
Postfach 101706 
D-46017 Oberhausen 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
E-Post: info@un-nachrichten.de 


Bankverbindung: 

FKUN e.V. 

IBAN: DE75 1001 0010 0636 5391 01 
BIC: PBNKDEFF 


Internet: 
www.un-nachrichten.de 
www.fb.com/UN.Nachrichten 
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